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Berichterstattung des Abgeordneten
Fuhrken vom 27. Mai d. J. an den

Vareler Kirchspiels - Ausschuß.

Meine Herren!
Sie haben mich aufgefordert, über die mir durch

Ihre Wahl anvertraute Sendung nach Oldenburg zur
Berathung des Staatsgrundgesches Bericht abzustatten
und gern entledige ich mich dieser Schuldigkeit. Bunächst
kann ich Bezug nehmen auf die Ihnen bereits mitgetheil¬
ten gedruckten Protocolle, woraus Sie das Vorgekom¬
mene entnommen haben werden, und bemerke nur noch,
daß ich nicht, gleich der Mehrzahl der Deputirten , ein
bloß allgemeines Landes Interesse, sondern neben dem:
felben ein besonderes Interesse Varel's zu wahren die
Pflicht hatte , und daß ich jetzt mit der beruhigenden
Ueberzeugung vor Sie trete, beide nach meiner innersten
Ueberzeugung , nach bestem Wissen und Gewissen vertreten
zu haben.

Mit dem allgemeinen Resultate der Berufung der
34 Deputirten darfman wohl zufrieden sein, denn wenn
ihr Rath Berücksichtigung findet, so steht eine freisinnige
Verfassung in Aussicht . Ich habe meineStimme benutzt,
wahrhaft freisinnigeInstitutionen innerhalb vernünftiger
Grenzen im Rathe durchzubringen; die Domainen-Frage,
die Initiative des Volks bei der Gesetzgebung sind gea
sichert ; auf das Veto lege ich für uns zur Zeit weniger



Gewicht. Für Varel, das zusammen mit dem Kreise
Neuenburg nach dem Entwurfe drei Vertreter, also auf
je 11,000 Seelen Einen, senden sollte, mithin zu einigen
andern Landestheilen sich in so nachtheiligem Verhält
nisse als drei zu zwei und eins befand , steht eine gerech=

tere Betheiligung bei der künftigen Repräsentation in
Aussicht , nämlich entweder seinen Abgeordneten für sich
allein, oder gemeinschaftlich mit dem Kreise Neuenburg
deren Vier zu wählen.

Ich habe für die indirecte Wahl gewirkt, wie ich
diese bei unsern Zuständen zur Zeit noch für angemessen
halte, namentlich da die Wahlfähigkeit und Wählbarkeit
durch keinen Census beschränkt ist ; ich habe ferner für
die Aufhebung der Patrimonial: Gerichtsbarkeit mitge=
stimmt, weil ich eine folche Einrichtung mit der neuen
Staatsform nicht verträglich halte, zumal bei einzufüh=

render Oeffentlichkeit des Gerichtsverfahrens und der
Schwurgerichte, und ebenso habe ich für die Aufhebung
der Patronatsrechte meine Stimme gegeben , weil ich im
Allgemeinen dieses Recht als den Kirchengemeinden ent¬
rissen glaube und in religiöser Beziehung für gemein¬
schädlich halte. Ich verstehe unter Patronatrecht nicht
allein das des Einzelnen, sondern auch das des Staats,
und zweifle nicht, es wird demnächst eine Episcopal- oder
Synodal Einrichtung für die Protestanten in's Leben
treten.

Bom Allgemeinenzum Besonderen übergehend, machte
sich unsere eigenthümliche Sondergestaltung gar bald und
bei manchen Gelegenheiten mir fühlbar, und als die Ab¬
geordneten für Birkenfeld und Eutin ihre Sonderrechte
zur Sprache brachten und eine geeignete Stellung zum
conftitutionellenGroßherzogthumin Anspruch nahmen, da
durfte auch ich nicht anstehen , Varel's Gerechtsame in
solcher Beziehung zu wahren. Wie gesagt, habe ich
dabei lediglich nach meiner innersten Ueberzeugung gehan¬
delt und ohne auf irgend etwas Anderes, als diePflicht,
meines Volkes Rechte zu vertreten, Rücksicht zu nehmen;



meine Worte aber bedeuten wenig mehr, als meine in¬
dividuelle Ansicht ; die Gemeinde hat sie jetzt zu prüfen,
sie zu verwerfen oder ihnen weitere Folgen zu geben ;
meine Mission ist beendigt.

Barel's frühere Geschichte ist Ihnen allen schwerlich
bekannt genug; ich möchte Sie deshalb auf v. Halem
und Runde verweisen , wo Sie geschichtlich nachgewiesen
finden werden, daß wir unter eigenen Häuptlingen freie
Friesen der friesischen Wede waren, und daß der letzte
Häuptling Hayo bei einer Febde mit den Münsterlän
dern seinen Nachbarn, den Grafen von Oldenburg, um
Hülfe ersuchte, in der Freude seines Herzens beim Becher
diesen Oldenburgischen Grafen zum Erben und Nach
folger einfeste, falls er in der fraglichen Febde umkommen
würde. Hayo fiel, der Ersten einer, und Oldenburg griff
alsbald nach der Erbschaft. Das Volk aber scheint
damit nicht einverstanden gewesen zu sein , denn es er¬
schlug den ihm gesandten Amtmann, und dieser Act der
Abwehr bleibt als factischer Volks-Protest ein gewichtiges
historisches Moment. Was seitdem geschehen, ist das
Product der einseitigen Gewalt und schwerlich geeignet,
als historischer Rechtsboden zu dienen . Das Amt Vare !
blieb fast 200 Jabre lang dem Oldenburgischen Staate,
gleich andern Theilen, incorporirt, da aber wurde es mit
Jade, Schweiburg u. s. w. durch Anton Günther da
von losgerissen und aus diesen Theilen der vorigen Graf
schaft Oldenburg eine neue Grafschaft gebildet zur Do¬
tirung seines natürlichen Sohnes Anton von Alden¬
burg. Nach dessen Ableben aber nabm Dänemark,
welches sich wegen der Erbfolge in der Grafschaft O
denburg mit dem siegenden Haufe Ploen abgefunden
hatte, und sich deshalb nicht mehr an den Rendsburgis
schen Vergleich , wornach es für sich die Dotation aner:
Fannt hatte, gebunden erachten wollte, diefe ganze Dota
tion wieder an sich und sequestrirte dieselbe, gab aber
später nach dem Aldenburgischen Tractate einen Theil.
davon, namentlich auch Barel, aber mit gestutzten Flü
geln, nämlich ohne Hoheit, zurück. Nach dem neuern

-
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Ausdruck also wurde Varel damals schon politisch mea
diatifirt ; ein Verhältniß , daß noch gegenwärtig meist
so besteht , nur mit dem Nachtheil unsererseits, daß die
OberherrschaftOldenburgs schärfer hervortritt und unsereSteuerquoten fort und fort steigen.

Alle diese Tractaten , Staatsvertrage genannt , biazu den neuesten hinzu, sind lediglich und allein zwischen
den betreffenden Herren geschlossen, die Gemeinde hat
keinen Theil daran genommen, sie ist nicht gefragt. Jetzt
aber, wo die Weltposaune alle grabgelegten Volksrechte
zur Auferstehung ruft, dürfen auch wir wohl daranzwei¬
feln, daß jene Verträge über uns in allen ibren Theilenuns für die Ewigkeit binden. Wir möchten es uns
und unsern Nachkommen schuldig sein , nicht ferner in
stumpfsinniger Theilnahmlosigkeit zu beharren, sondernuns zu bestreben, mit zu bauen an unserer Zukunft, bei
der neuen Organisation des Oldenburgischen Staatesden geeigneten Platz zu finden.

Der Aldenburgische Tractat, ein Gewaltstreich, griff
auch tief ein in unsere Rechte, er gab uns zwei Herrenstatt einen und brachte eine verderbliche Halbheit über
uns, wozu nach unseren jetzigen Begriffen kein Fürst das
Recht hat ; fällt er, so kommen wir auf Anton Günther's
Testament und damit zur Reichsunmittelbarkeit ; gilt auchdas Letztere nicht , so kehren wir zurück zu dem vorher
gegangenen unmittelbaren Verhältniß zu Oldenburg.Wer versucht sein möchte, über die Idee unserer Reichs¬
unmittelbarkeit zu spotten, den verweise ich auf Knip:
hausen mit seinen 3000 Einwohnern.

Meinen eventuellen Antrag auf Incorporation will
ich etwas näher beleuchten .

Ich halte eine solche Incorporation bei der neuen
Organisation des gesammten Oldenburgs fast unvermeid
lich, und möchte ich in Zweifel stellen , daß sie lediglichvon unserem Willen abhänge, denn der constitutionelleStaat Oldenburg muß uns eine ganz andere Stellunganweifen, als die bisherige war, wo des absolutenFür
sten Entscheidung und Wille das Gesetzmachte; er wird.
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nicht dulden, daß in ihm noch jemand anders, als er
felbst, Regierungsrechte ausübe; er wird uns volle Theil¬
nahme an allen seinen Vortheilen bieten , dagegen aber
auch verlangen, daß wir zu ganz gleichen Theilen seine
Lasten tragen , so namentlich wird uns die Umlegung
der alten Steuern, die sicherlich zu erwartende neue Ca¬
pital oder Einkommen-Steuer, die Civillisten = Ausgabe
eben so gut treffen , als andere Landestheile, troß des
Aldenburgischen Tractats. sprak the print

Man bat von Nachtheilen einer solchen Incorporation
geredet; betrachten wir daher zunächst die Gegenwart,
um darüber unser Urtheil besser festzustellen.

In dem Aldenburgischen Tractat ist mitstipulirt ,
daß wir nur eine jabrliche Contribution von 1200 x
aufzubringen haben , wie auch solche in den übrigen Ol
denburgischen Landestbeilen steigen möchte, sonst aber
mit feinen mehreren Auflagen , Kriegsfubren, noch ande¬
rem Beitrag, weder zu Kriegs: noch Friedenszeiten, be=

lästigt werden follen , jedoch zu Reichs- und Kreissteuern,
so wie zur Unterhaltung des Cammergerichts noch zu
contribuiren haben . Nach den jetzt vorliegendenoffiziel=
len Mittheilungen bringen die indirecten Steuern jährlich
200,000 , der Salzdebit 20,000 ; das Militair
Dagegen kostet 180,000 jährlich. Nehmen wir nun
an, daß die Militairkosten als Reichsausgaben gelten
können , und ferner, daß 40,000 zur Bundescassebeige¬
steuertwerden müssen, so zahlen wir doch, wenn auch die
ordinaire Contribution als ständig nebenher betrachtet
wird, jedenfalls die additionelleContribution mit 2144
und die Abgabe nach dem Brandcassen: Tapat 1163
jährlichzu viel. Können wir eine selbstständige Stellung
nicht erringen, so müssen wir, meiner Ansicht nach, die
Incorporation wünschen, um aus der schiefen Stellung
zum Staate zu kommen, welcher uns bisher nur zu oft
an ein stiefkindliches Verhältniß crinnert.

Ich kann keine eigentlichen Nachtheile für uns da:
bei herausrechnen, so wie ich auch die gewisse Ueberzeugung
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habe, daß unsere bisherige Herrschaft eher dabei pecu¬
niár gewinnen als verlieren werde, und nur einige poli:
tischeRechte aufzugeben hat , welche gegenwärtig theils
an sich unhaltbar geworden sind, theils sehr leicht wiegen.

Es sind dunkele Gerüchte in Umlauf gefeht, welche
die Nachtheile einer Incorporation in Schreckbildern
dem Publicum vorführen; insofern diese nun meine Hand¬
lung tadeln und als unverständig hinstellen , kann ich
nicht umhin , sie hier schließlich zu berühren. Wir
follen jährlich 15,000 @ Schaden dabei haben , darunter
7000 Stempelabgabe , eine Delinquenten Gasse zu
füllen , die Gehalte des Beamten Personals aufzubrin
gen haben . Alle Ausweisungen, namentlich von Groden,
follen ungültig , alle Deiche ohne Weiteres in einen Verband
geworfen werden, so wie die Abhandlung der Hofdienste
und Zehnten aufhören, das Gericht nach Neuenburg ver
legt werden soll.

-
Möglich, daß hier die allgemeine Oldenburgische

Stempelpapierabgabe eingeführt wird, aber es steht in
Frage, ob überall diese Abgabe fortbestehen und wie sie
modificirtwerden wird, und somit ist eine Berechnung
des daraus für uns entstehenden Nachtheils gar nicht
möglich. Da übrigens die Stempelabgabe im ganzen
Lande jährlich nur 11400 @ aufbringt, so kann unsere
Quote feine 7000 , eber nur 1000 x betragen, wobei
noch zu bemerken ist, daß diefe Abgabe uns und allen
Contribuenten ja auch gleichtheilig wiederum zu Gutekommt.

Die Delinquentencasse besteht im alten Herzogthum
gegen die Reichsgesetze, durch Dänische Herrscher : Will¬
führ eingeführt, sie wird schwerlich fortbestehen , um so
weniger, da die neuern Theile des Landes: Jever, Glop¬
penburg und Vechta fie nicht haben , wird also auch hier
nicht wohl neu eingeführt werden können .

Die Uebernahme der Beamtengehalte auf die Ge¬
meindecasse ist ein Gespenst , was keiner weiteren Wider:
legung bedarf, und ebenso wenig mag ich über den Un¬
sinn, daß die an Private von Staatswegen gemachten
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Einweisungen ihnen wieder abgenommen werden könn
ten, ein Wort verlieren.

Die Abhandlung der hiesigen Zehnten und Hofdienste
dürfte den Staat nicht berühren (?), und wenn selbst,
so wird er ja geradezu die Ablösbarkeitaussprechen und,
aller menschlichen Voraussetzung nach, die Säße nicht
höher stellen, wie sie hier normirt worden sind.

Die Willkühr, dürfen wir annehmen, wird künftiga
hin im Staate nicht mehr walten können ; unsere Deiche ,
wenn sie nicht vom Staate übernommen werden, eignen
sich schwerlich zu einem einzigen Verbande, keinenfalls
kann es ohne Einwilligung der Betheiligten dazu kom
men, und selbst dann wird eine vorherige Ausgleichung
unter den Pflichtigen stattfinden müssen, und erscheint
die Incorporations Frage ohne allen Einfluß darauf--
und werden dadurch unsere angesammelten Deichcapita¬
lien nicht im Mindesten gefährdet.

=

Wäre Varel Oldenburgisch geblieben, so bestände
schwerlich ein Landgericht in Neuenburg, weil dieser an
Der Landesgrenzebelegene Gerichtsort sehr unbequem ist.
Die Zweckmäßigkeit wird den Ausschlag geben , wenn
es sich einmal fragen würde , ob ein Gericht für den
Kreis ausreiche ; und daß Varel sich auch örtlich besser
zum Gerichtssitz eigne als Neuenburg ist nicht zwei¬
felhaft.

Anmerkung: Herr F. hätte hinzusehen können, daß die
Gräflicher Seits ertheilten Concessionen zu Schaaftriften mit Ba¬
rel's Incorporirung nicht eingezogen werden (sind ja auch im Ol¬
denburgischen solche Concessionen ausgegeben) ferner , daß darum
unsere berühmte Seebadeanstalt zu Dangast an ihrer Bedeutung
nichts einbüßen könne. D. H.



Auszug aus den Protocollen über die
Verhandlungen der 34 Abgeordnetenzur
Berathung des OldenburgischenStaats¬

Grundgesetzes.

Die in Folge des Antrags des AbgeordnetenFuh ra
ken zur Begutachtung der Bareler Verhältnisse nieder¬
gesetzte Commission (bestehend aus dem Antragstellerund
den Abgeordneten Müller und von Thünen) hat darite
ber in der Sitzung vom 11. Mai d. I. durch den Ab:
geordneten Müller folgenden Bericht erstattet:

Wenn das Verlangen der Einwohner der Herrschaft Varel;
nach dem Vortrage ihres Abgeordneten, dahin geht, künftig dem
oldenburgischen Staate ohne ein Mittelglied anzugehören und an
den Vortheilen, welche er gewährt, so wie an den Lasten, welche
er auflegt, künftig unmittelbarenAntheil zu nehmen, so wird dies
ses Verlangen nur Anerkennung finden können. Die öffentliche
Stimme hat sich bereits gegen Mittelgewaltenentschieden, welche
zwischen den Staat und dessen Angehörigen gestellt sind, und die
Anforderungen , welche die jeßige Zeit an eine wirkliche Staats¬
einheit stellt; widersprechen einem Zustande, nach welchem Aus¬
flüsse der Regierungsgewaltandern Händen als denen des Staats
anvertraut sind. Was des Staates ist, wird an den Staat ab=

gegeben werden müssen.
Bei der Beurtheilung der Verhältnisse der Herrschaft Varel

ist es der Commission nicht möglich gewesen, auf alle in Betracht
kommende Einzelheiten einzugehen; sie hat namentlich nicht unter¬
suchen können, welche andere Berechtigungen von staatlicherNatur
von dem Besitzer der Herrschaft ausgeübt werden, als die ausder
Verordnungvom 30. Jan. 1830. hervorgehenden.
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